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Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 28.‚Mai'1974 durch den
Vorsitzenden Richter B r a c k m & ngn ,

die

Richter F r i e d r i‘c h und

Dr. K r a s n e y und die ehrenamtlichen

Richter Dr. H e n k e n und H e n n i n g e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 20; Juni 1923‘

aufgehoben.

Die Sathe wird zur erneuten Verhandlung und Ent—
scheidung an das Landessozialgericht zurückver—

_wiesen;
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Mit Bescheid vom 18° Juni 1969 beanstandete das Bundes—
uersicherungsamt (BVA) den Beschluß der Vertreterversamm—

lung der Klägerin.vom 250 März 1969, durch den sie die

Stelle des Geschäftsführers mit Wirkung vom 1° April 1969
von der Besoldungsgruppe A 16 nach der Besoldungsgruppe

B 3 des Bundesbcsoldungsgesetzes (BBCSG) mit ku—16—Ver—

merk angehoben hatte und untersagte gleichzeitig dessen

Vollziehung°

‚mit der dagegen beim SozialgeriCht (SG) Hildesheim er—

hobenen Klage hat die Klägerin_geltend gemacht, die

Aufsichtsanordnung sei rechtswidrig; der Stellenplan

sei nicht Bestandteil der Dienstordnung (DO) und be—

dürfe keiner Genehmigung nach 5 700 der Reichsversiche—

rungsordnung (RVO)„ Das SG hat durch Urteil vom

19„ Juni 1970denBescheidvom.18°Juni 1969mit
der Begründung aufgehoben, der Stellenplan sei nicht

genehmigungspflichtig; er unterliege nur dem allge-

meinen Aufsichtsrccht nach 9 30 Abs" 1 RVO° Die Be—
soldungserhöhung halte sich noch im Rahmen des Be—
soldungsgefüges der Beruflsgenossenschaften° Deren

Geschäftsführer seien überwiegend in die Besoldungs-

gruppen 8 3 und B 4 BBesG,fdié der größten Berufs—

genossenschaft in die Besoldungsgruppe B 6 BBe:G
eingestuft°

_Im Berufungsverfahren hat die Beklagte u;ao geltend

gemacht, der angefochtene Bescheid müsse auch als

Versagung der nach 5 700 Abs° 4 RVO erforderlichen

Genehmigung gewertet werden° Ab 10 Juli 1971 hat

sie sich mit einer Besoldung des Geschäftsführers

der Klägerin nach der Besoldund50ru00e B 2 BBesG
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einverstanden erklärt„—

Das Landessozialgericht (LSG) hat durch Urteil vom 20° Juni
1972 die Berufung zurückgewiesen und zur Begründung u.‚a.°
_usgeführt: Der Stellehplaanedürfe keiner Genehmigung nach

5 700 Rvov Eine dem 5 355 RVG in der Krankenversicherung
entsprechenée Regelung fehle in der Unfallversicherung° Der

Stellenplan
gehöre

bei BerufsgenoSsenschafteh_zum Kerne'

bereich des Selbstverwaltungsrechts und unterliege nur dem

allgemeinen Auf sichtsrech_t‘ gem° 5 30 Abs° 1GRVO‚ das sich
auf die Beachtung

von
Gesetz und Satzung erstreclcto Die

Klägerin habe weder gegen ihre Satzung n'eCh gegen ein Gesetz
verstoßen° Da der Bund ven seiner Gesetzgebuhgskompeten2.zur

Regelung der Besoldung'der'DO—Angestellten'keinen Gebrauch

gemacht habe, seiV die Klägerin nicht unmittelbar an die im

BBesG enthaltenen Grundsätze der Die.nstp03tenbewertung ge—'

bunden; auch aus
5 5 Abs; 1 der D0 der- Klägerin lasse sich

eine Selbstbinduhg_ nicht Vherleitene Die Klägerin habe unter

Beachtung des' Gebots einer
sparsamen und wi'rtSChaftliChen

Mittelverv:endung nicht das Maß des vertretbaren und vernünfti-

gen Verxaltungshandelns überschrittenu Grundsätzlich sei die

nur eine BeSoldungsgruppe nicht übersteigende Besoldungs-'
'erhöhung,

wobei B 2 der Besolduhgsgruppe A 16 BBesG grund—

Sätzlich*gleichzusetzen sVei, vertretbar° Eine noch So objek—

tive Dienstp03tenbewertung könne im Einzel “all sowohl die

eine als aUch die andere Bésolduhgsgruppe rechtf
ertigen° Bei

Fehlen einer allgemein verbindlichen Dienstpothenbewertung '

lasse .das BBesG in den meisten Fällen den Inhalt des jewei—

ligen Amtes, z,B‚_0berinspektoren- oder Amtmannstütigkeit,

nicht-‚erkennen° Ohne Berücksichtigung des Amtsinhaltes sei
die Bewertung zahlreicher Ämter Schwankungen unterworäen„
Die von der Klägerin vorgenommene Änderung des Stellenplans

halte sich im Rahmen der im BBeSG vorgenommenen Erhöhungen°
'Wie allgemein

bel:annt sei,_ habe der Bund in großem Umfange

Ste llenanhebungen vorgenommen° Die be'SChlossene Besoldung

des Geschäftsführers der Klägerin bewege Sich ferner im un-
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teren Bereich der bei den Berufsg MO e „ch ften üblichen

\esc1eung„ Nur der Getcnal‚slunrcr ei er Beruj sgenossen—F
J

schaft (Gas— und Hasseruerlm ) werde nach ler Besoldungs—

gruppe B 2 BßesG bes oldet Im Hinblick auf das Selbst—

verua"tungsrecht jeder Berufsgenossenschaft könne weder

die Besoldung der übrigen noch dieser einen Berufs—

genossenschaft zum abs o.1uten Maßstab für die Klägerin

heranger egen werdeno Es sei nicht gerechtfertigt, die

Besoldung der Geschäftsführer nur an dem Umfang der

Beruisg enossenschaften auszurichteno

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte die vom LSG zuge—

lassene Revision eine jelegt und vorgetrag een: Der Stellen—

plan bedürfe der Genehmigung? die in dem angefochtenen

Bescheid entgegen seiner fornell anderen Fassung in

hahrheit versagt worden sei„ as Genehmigungsrecht sei

auch im Gewand einer Beanstandung zu beachten° Das

Selbstverwaltungsrecht der Klägerin werde vom Inhalt

und Umfang dxrch @ 690 RVO bee renzt° Zu der gemq

@ 690 RVG gesetzlich vorgeschriebenen "angemessenen"

Regelung der RechtsWerhältnisse der Angestellten durch

die DO, an der dem Reichsversicherungsamt (RVA) bzw„

dem BVA ein Mit\■ rl zung srccht zustehe9 gehöre die Rege—

lung der Bes oldungsverhältnisse° Der Stellenplan sei

die e:ts heidende Grundlage zur Ermittlung einer ange—

messenen Besoldung der DO—Angestellten; er bezeichne»

die verfügbaren Plans tollen und legce die Besoldung

der ange tellten fest° Der Sehutzzweck des % 695 RVG

erfordere7 daß die DO nicht lediglich auf die Höhe

der Dienst e Züge von Bundesbc >amte n verweise (vgl

% 5 der DO der Klägerin), sie müsse auch regeln7

eleher Resoldungsgruppe des in Bezug genommenen

Gesetzes die DO—Angestellten zugeordnet werden könn—

ten„ Aus der DO der Klägerin ergebe sich nicht? in

uelt he der 27 Des oldungs gruppen des Bundes ihre DO—

Angestellten einzustufen seieno Die Klägerin habe
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sich durch % 5 Abs° l ihrer DO hinsichtlich der‚Besoldung

ihrer DO—Angestellten selbst an die für Bundesbeamte gelten—

den Eingruppierungsvorschriften und Dienstpostenbewertungen

gebunden;{deren Beachtung sei der Klägerin zudem im Hinblick

auf ihre Stellung als Teil der mittelbaren Staatsverwaltung
vorgeschriebeno Nur auf diese Weise seien Schlechter» oder

Besserstellungen der Dow8ediensteten gegenüber den Beamten

zu vermeiden° Die Einstufung der DO—Angestellten habe nach
denselben Grundsätzen zu erfolgen, wie sie für vergleichbare

Beamte gelten, um ein Auseinanderklaffen einheitlicher Be—
soldungsstrukturen des Bundes zu vermeiden° Die Klägerin habe

innerhalb des verfügbaren Besoldungsrahmens keine-auf den

Amtsinhalt abgestelltc sachbezogene Stellenbewertung durchf

geführt° Der Amtsinhalt für Geschäftsführer von Berufs— ‘
genossenschaften reiche allenfalls bis zur Besoldungsgruppe

B 6 BBesG° Die Klägerin nehme im Vergleich zu den 33 bundes-
unmittelbaren gewerblichen Berufsgenossenschaften mit Abstand

den letzten Platz ein“ Hieraus folge als höchst zulässige

Besoldung die der Besoldungsgruppe B 2 BBesG° Die Klägerin

habe bei der Stellenanhebung gegen das geltende Gebot einer;

sparsamen und wirtschaftlichen Mittelverwendung verstoßen°

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen

vom 20° Juni 1972 sowie das Urteil des Sozial—

gerichts Hildesheim vom 19° Juni 1970 aufzuheben

und die Klage abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision der Bundesrepublik Deutschland
als unbegründet zurückzuweisen°

Sie hält.das angefochtene Urteil für zutreffend, Die unter—

schiedliche Regelung zwischen Unfallversicherung und Kranken—

versicherung zeige deutlich, daß der Stellenplan in der
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Unfallversicherung kein Bestandteil der DO sei° Das habe

die Beklagte durch Genehmigung der geänderten DO, nach

deren früherem Wortlaut der Stellenplan ein Bestandteil

der DO gewesen sei, auch anerkannt° Die Beklagte könne

nicht im Revisionsverfahren ihre im Wege der Rechts— ‘

aufsicht erlassene Beanstandung in die Versagung einer

Genehmigung umdeuten° Die nach den 59 690, 695 RVO
_

erforderliChe Festlegung
von Mindestgehältern für die

einzelnen Klassen der DO—Angestellteh erfordere nicht?

daß die DO bestimme, in welche Gehaltsgruppen die

einzelnen Angestellten einzuteilen seien° Bine gesetz—

liche Vorschrift, die den Stellenplan zUm Bestandteil

der DO mache, gebe es nicht° Der nicht genehmiguhgs—

pflichtige Stellenplan sei Teil des Haushaltsplanes°

Aus 9 5 Abs° l ihrer DO lasse sich keine Selbstbin-

dung an die Eingruppierungsvorschriften und Dienst—

postenbewertung für Bundesbeamte entnehmen° Sie über—

schreite den ihr in'% 690 RVO eingeräumten Beurtei—
lungsspielraum nicht, wenn sie lediglich um eine

Besoldungsstufe von den Vorstellungen der Beklagten

abweicheo Aus der angeblichen Pflicht zu bundestreuem

Verhalten könne nicht die völlige Uniformität der Besol—

dung des Personals der Berufsgenossenschaften mit der

Besoldung von Bunde$beamten gefordert werden° Auch die

hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums gäben

nichts dafür her, ob ihr Geschäftsführer nach der
Besoldungsgruppe

B 2 oder B 3 BBeSG einzugruppieren

sei° In den Anlagen zum BBeSG seien die Geschäfts—

führer von
Berufsgenossenschaften

nicht aufgeführt„

Der von der Beklagten angeführte Besoldungsrahmen

finde keine Stüt2e.im Gesetze Die Geschäftsführer

nähmen gegenüber Beamten wegen der von ihnen zu be—

wältigCnden Führungsaufgaben eine nicht vergleichbare

Sonderstellung ein° Eine ausschließlich an quantitativen

Gesichtspunkten vorgenommene Einstufung verbiete sich

daher° Die Höherstufung des Geschäftsführers halte sich
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in_ dem der Recht csicht nicht zugänglichen Ermessensspiel—4

raum unter Beachtung der Grundsätze von Wirtschaftlichlzeit

und Spargemkgit„ In dcr' Besoldungsordnung 8 sei es bisher in—

erheblichem Umfang zu_Stellenahhebungen gekommen° Die Stellen—

anhebungen hätten sieh keineswegs nur‘auf die Ministerialé

bürolcratie beschränkt,'Wic ein Vergleich der Anlage zum

_BBesG i„d‚F„ vom 27, Jüli 1957 mit der Fassung vom

„5„ August—1971 zeige.

II°

Der Senat hat im Binvéfständnis der Beteiligten ohne münd—
lichc Verhandlung entsChj—Qd0■ (@ 124 AbSo 2 des SQZial—

gerichts gesetz es'—'SGG")?

Die — zulässige —
Revision der Beklagten ist begründet° Sie"

führt zur Zurückvcrweisung der Streitsache an das LSG;

Die Beklagte hat zunächst im Rahmen der Rechtsaüfsicht (5 30

Abs° 1 RVG) mit _Bescheid_ vom 18„- Juni 1969 den Beschluß der

Vertreterversammlung der Klägerin bednstandet sowie dessen

Vollzichung untersagt; im Laufe des Berufungsverf ahrens hat

_sie dann die Auffass_ung vertreten, die Anhebung der Stelle

des Goschäft$f ührcrs der
Klägerin bedürfe ihrer Genehmigung_

gem„ 5 700 Abs° 4 RVG die mit dem an_gefcchtenen Bescheid

zugleich versagt worden sei; Aueh über die Versagung der Ge-.

‘nchmigung war im anhängigen Verfahren
mit zu

entscheidcna Der

_Senat kann es
dahingestcllt sein laSsen, ob darin ein Nach—

schieben neuer rechtli Cher oder tatsächlic_her Gründe liegt

oder ob es sich um eine erneute,ßrklärung_und Bes cheidung

handelt°

Sofern man be10its dem Beanstandungsbescheid wegen dessen

'Ausgostaltung _
Ausset£ zung_ der vollziehung des Beschluss es

der Vertretervcrsammlung der Klägerin
—

die.einer_Versagung

der Genehmigung gléichkommende Wirkung beimißt‚ handelt es

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


sich um das zulässige Nachschieben neuer rechtlicher oder

tatsächlicher Gr“nfe im Laufe des Gerichtsverfahrens

(vgl° BSG 7, 8, 12; 9, 277, 280; 11, 236, 239; Peters/

Sautter/Wolff, Komm„ zur Sozialgerichtsbarkeit,

4„ Auf1„, Stand Mai 1973, s 124 11/125; Brackmann,
Handbuch der Sozialversicherung, 1„ — 7„ Aufl.,? Stand

15° August 1973‚ S0 232 d mit weiteren Nachweisen)„

Zwar mag sich die Rechtfertigung des Klagebegehrens

infolge der nachgeschobenen Begründung für die Klägerin

schwieriger gestalten, die Aufsichtsmaßnahme —CBean—

standung der Höherstufung des Geschäftsführers — ist

jedoch in ihrem Wesen nicht verändert, und die

prozessuale Stellung sowie die Verteidigungsmöglich—

keiten der Klägerin sind nicht beeinträchtigt Worden°

Andernfalls liegt darin eine erneute Erklärung und Be—

scheidung, die das streitige Rechtsverhältnis zwischen

den Beteiligten neu regelt (vgl° Brackmann aaO

5° 232 d) und unabhängig davon, ob die Voraussetzun—

gen für die Einbeziehung dieses Bescheides in das

Berufungsverfahren gem„
5 96 SGG unmittelbar gegeben

sind, entsprechend dem Grundgedanken — vor allem der

Prozeßwirtschaftlichkeit — dieser Vorschrift mit dem

gesamten Prozeßstoff in einem inneren Zusammenhang

steht und mit zum Gegenstand des anhängigeanerfahrens

gehört (vg1° BSG 5, 158, 162 f„;'15, 239, 241; 25,
161, 163)„

Die Vorinstanzen haben die_Klage mit Recht für zu—
lässig gehalten° Dabei kann unentschieden bleiben,

ob man in der Ablehnung der Genehmigung einen Akt

der ReChtsanwendung (Verwaltungsakt) oder eine Mit—

wirkung bei der autonomen Rechtsetzung sieht° Im

ersten Falle ist die Klage nach%54 Abs° 1 Satz 1
ses, andernfalls nach 9 54 Abs„ 3 SGG_alsAufsichts—
klage zulässig (vgl° BSG 23, 206, 207; 29,217 23
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mit weiteren Nachweisen; 31„ 247„ 250.mit weiteren Nachwei—

sen)°

Entgegen den Auffassungen der Vorinstanzen bedarf die Höher—

stufung des Geschäftsführers der Klägerin als Änderung ihrer
DO der Genehmigung nach 5 700 Abs() 4 RVO°

Nach 9 690 Abso 1 RV0 sind in der UnfallversicherUng die‘

allgemeinen Anstellungsbedingungen und ReChtsverhältnisse

der Angestellten durch eine DO "angemessen" zu regeln° Nach
'5 691 RVO sind die in den 55 692 bis 699 RVO im einzelnen

enthaltenen Grundsätze maßgebendo Dazu gehören nach 5 695

RVO die Bezeichnung der Gehälter‚ die für die einzelnen Klas—

sen der Angestellten mindestens zu zahlen sind, die Pest—

setzung der Grundsätze über ein Aufsteigen im Gehalt und Be—

stim„ungen über die Fortzahlung des Gehaltes bei unverschul—

deter Dienstverhinderung° Die DO Mann über den durch 5 695

RVO festgelegten Mindestinhalt hinaus, etüa durch Übernahme

einiger oder aller Sätze einer staatlichen Besolduhgsordnung,

die Besoldungsverhältnisse der DO—Angestellt0n aber auch in

Aweiterem Umfang regeln und damit sowohl die Mindest— als

auch die Höchstgehälter
für die DO—Angestellten bestimmene

Auch diese Regelung unterliegt dann der Genehmigungspflicht

(vgl° RVA AN 1928, 43>„

Nach Auffassung des Senats entspricht die DO der Klägerin

nicht den gesetzlichen Erfordernissen geme @@690, 695 RVG°

Nach 5 5 DO der Klägerin richten sich die Höhe der Dienst—

bezüge und die Festsetzung des Besoldungsdienstalters nach
‚den jeweiligen Vorschriften für Bundesbeamteo Damit verweist

5 5 der DO auf das für Bundesbeamte geltende BeSoldungs—.

vgesetz nicht nur
hinsichtlich

der rein rechnerischen Ermitt—V

lung der jeweiligen Höhe der Bezüge, sondern regelt zugleich

über den gesetzlichen Mindestinhalt (% 695 RVG) hinaus die

Mindest— und Höchstgehälter für die DO-Angestelltcn (V9i°

RVA AN 1928, 43)“ Die DO enthält aber keine Vorschriften‚

..«10 ..
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_ 10 „

für welche Gruppen (Ki ssen) der DO—Angestellten die Ge—

hälter gelten° Ihr läßt sich insbesondere nicht ent—

nehmen, daß die Klägerin sich in € 5 der DO ingesamt

an das Besoldungsr;cht der Bundesbeamtcn, wie z„B°

auch an Dienstpostenbewertungen und Stellenbeschreibun—

gen, habe binden wollen, wodurch möglicherweise eine

ausdrückliche Zuordnung der DO—Angestellten zu den

verschiedenen Besoldungsgruppen in der DO entbehrlich

sein könnte, 5 5 der DO regelt kraft seines ausdrück—

lichen Wortlautes die "Höhe" der Bezüge und nicht die

“Zuordnung" der DO—Angestellten zu den jeweiligen

Besoldungsgruppen des BBesG, Fehlt jedoch in der DO

der Klägerin eine Regelung, in welche Besoldungs-

gruppen die einzelnen DO—Angestellten jeweils einzu—

stufcn sind, ist dadurch die Prüfung unmöglich, ob

die Besoldung der DO—Angestellten im Sinne des 5 690

RVO angemessen ist,

5 695 RVO erfordert, daß die einzelnen Gruppen (Klas—

sen) der Angestellten der Berufsgenossenschaft auf—

geführt werden und bestimmt wird, welchen Besoldungs—

gruppen des in 5 5 der DO in Bezug genommenen Besol—

dungsgesetzes sie zugeordnet sind„ Es ist nicht aus—

reichend, daß die Zuordnung zu den einzelnen Besolj

dungsgruppen nur außerhalb der DO in einem nicht der

Genehmigung unterliegenden Stellenplan erfolgt, Ist

die Zuordnung in einem Stellenplan vorgenommen, ge—

hört er insoweit zu dem gern° @ 695 RVG erforderlichen

Regelungsinhalt der D0 (vgl° Stößner, BG 1959, 115,

118; 1960, 155, 159; ders„: Die Staatsaufsicht in der
Sozialversicherung, 1969, SO 94; Kater, Soziale Sicher—

heit 1973, 201, 205; Brackmann aaO 5° 168 i; RVG—

Gesamtkommo, Stand Dezember 1972, 5 695 Anm° 1; Maunz/

Sehraft, Die Sozialversicherung und ihre Selbstverwal—

tung, 80 Bd° F 2 Gewerbliche Unfallversicherung % 8

Bl„ 5; Buchta, Der Sozialversicherungsbeamte und
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Angestellte 1966, 6 f; Godau, BG 1958, 155, 156; Wagner,

SGB 1972 (Heft 5) Beilage, Der Sozialrichter 5° 19; für die
Krankenversicherung: BSG 23, 206, 208 f; anderer Auff ssung:
‚Salzwedel, BG1959, 381, 385; Weber,BG1959, 296, 300;
Rengert, Soziale Sicherheit 1972, 301, 302 f; 1973, 226 f;

Siebcck, Das Dienstreeht der Versicherunqsträger 1961, S0 80)"

Dementsprechend ging auch schon das RVA bei der Prüfung, ob

eine "angemessene" Regelung vorlag, vom Vorhandensein eines

Stellenplans aus‘<vgl° EuM4, 225, 228: AN1914,758, 760;V
AN1928,43; SUN17, 328,329)°

Die Änderung der Stelle des Geschäftsführers der klägerin,
ith Zuordnung in die Besoldungsgruppe B 3 BBesG — eine bis—1
lang im Stellenplan der Klägerin nicht vorgesehene Stelle +
unterliegt daher als Änderung der DO der Genehmigung der Be—

klagten° Der Senat schließt.jedoch nicht aus, daß ein außer-

halb der DO-aufgestellter Stellen— und Besoldungsplan bei

einer anders gefaßtcn, den Vorschriften der RVO ausreichend

‘Rechnung tragenden DO keiner Genehmigung gem. 5 700 Abs° 4

RVObedarf°

Bei der Genehmigung der D0 bzw° der Änderung der DO handelt

es sich nicht um die Wahrnehmung der allgemeinen Rechts—
aufsicht (% 30 Abs° 1 RVO), sondern eines im Grundsatz,
darüber hinausgehenden Mitwirkungsrechts° Die Prüfung im Rah—

men des Genehmigungsverfahrens ist nur dort auf eine reine

Rechtskontrolle beschränkt, Wo das Gesetz es ausdrücklich

bestimmt (vglo_BSG 23, 206, 209; Brackmahn aaO S° 154 e‚
224 a, 228 a; Lauterbach, Gesetzliche Unfallversicheruhg,

3° Auflo‚ Anma 3 b zu
5 705 mit weiteren Nachweisen; Stößner,

Die Staatsaufsicht iÜ der SCzialvcrsichcrung,_$; 84 mit

zahlreichen weiteren Nachweisen; ders° BG 1959, 116; BG 1960,

158; Kater, Soziale Sächerheit 1973„201, 203; Schroeter,
BKK 1960,'114‚ 123; RVO—Gesamtkomm°aaO @ 672 Anm° 2 zu
5 1339; Linthe, BG 19£3, Sonderheft SO 29; anderer Auffassung:

Weber, BG 1959, 296, 200; Salzwedel, BGi1959, 381,.384 f;
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Rengert, Soziale Sicherheit 1972, 301, 303; Peters,

Zeitschrift für Sozialen Fortschritt, Sonderbeilage

zu Heft 12, 1962)°

Im Rahmen ihres litwirkungsrechts hat die Genehmigungs

behörde eine "angemessene" Regelung der Dienst— und

Anstellungsverhältnisse der DO—Angestbllten sicherzu-

stellen° Zwar findet sich in den das DO—Recht in der

Unfallversicherung regelnden Vorschriften keine dem

355 Abs, 2 RVG in der Krankenversicherung ent—

sprechende Vorschrift, nach der die Genehmigung nur

versagt werden darf, wenn ein wichtiger Grund vor—
liegt° Hieraus läßt sich nach Auffassung des Senats

(aJ\° Stößner, Die Staatsaufsicht in der Sozialversiche—

rung,'S„ 93) aber nicht herleiten, der Selbstverwal—

tungsbereich der Berufsgenossenschaften sei enger als

der der Krankenkassen und die Aufsichtsbehörden hä ten

in der Unfallversicherung ein weitergehendes Mitwir—

kungsrecht als in der Krankenkversicherung„ Es besteht

zwischen der Regelung in der Unfallversicherung und

Krankenversicherung trotz des Fehlens einer 5 355

Abs° 2 RVO entsprechenden Vorschrift kein wesentlicher

Unterschied„ Auch den Berufsgenossenschaften verbleibt

im Rahmen ihres Selbstverwaltungsrechts ein Spielraum

für die Gestaltung ihrer D0en, als der Satzung gleich—

stehendes autonomes Recht° Für die Berufsgenossen—

schaften deutet % 690 RVO diesen Gedanken dadurch an,

daß die Genossenschaftsversammlung eine "angemessene"

Regelung zu treffen hat° Dem ent5pricht auch die Ent—

stehungsgeschichte, in der zum Ausdruck kommt, daß

die Derufsgenossenschaften im Verhältnis zu den übri—

gen Sonialversicherungsträgern am wenigsten gebunden

sein sollten (vgl° Reichstag, 12° Legislaturperiode,

II, Session 1909/10 zu Nr„ 340, so 326 f)„ Ähnlich wie
in der Krankenversicherung die Genehmigung der DO von

der Aufsichtsbehörde nur bei Vorliegen eines wichtigen
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Grundes abgelehnt werden kann, darf sie in der Unfallversiche—
rung nur bei einer "unangemessenen" Regelung versagt werden

(vg1„ BSG23;'206‚ 208 f°; 31‚ 247, 252, 257; BrackmannaaO
S° 166k)°

Zu einer angemessenen Regelung gehört nach der Entstehuhgs-

geschichte in erster Linie eine angemessene Regelung der

Anstellungsbedingungen sowie der Besoldungsverhältnisse der

DO—Angestellten, um ihnen eine finanäiell sowie dienstrccht—
lieh gesicherte Stellung zu gewährleisten° Eine angemessene

Regelung hat jedoch nicht nur die Interessen der DO—Ange—

stellten, sondern zugleich auch die der Berufsgenossenschaften

zu berücksichtigen (vgla Begründung zum
Entwurf der RVO‚ ab—

gedruckt in Moetie/Rabeling7 Komme zuf RVG; 3° Ede, 1° und

2„ Auflo‚ Berlin 1913, Anm° 2 zu @690)° Die Rechtsverhält—
nisse der DO—Angestellten müssen unter Beachtung des in der

gesamten öffentlichen Verwaltung geltenden Gebotes einer

wirtschaftlichen und sparsamen Mittelverwendung (vglq BSG 239

206‚ 209; 31‚ 247, 257) in einer Weise geregelt sein‚ die der
Aufgabe der Angestellten, hoheitliche Befugnisse wahrzunehmen,

gerecht wird„ Das Bundesverwaltungsgericht
— BVerwG — (BVerwG

187 135, 141) und das Bundessozialgericht — BSG — (BSG 23,

2067 209; 31, 247, 252) haben bereits ausgeführt, daß im
öffentlichen Dienst auf eine gewisse Stabilität und Homogenie

tät Bedacht zu nehmen sei„ Schon die Ehtstehungsgeschichte

weist zutreffend darauf hin, bei der "angemessenen"
Regelung

der Anstellungsbedingungen der DO—Angestellten.seien die

Rechtsverhältnisse vergleichbarer Klassen von Staats- und

Gemeindebeamten sowie
von Beamten der Versicherungsanstaltdn

zu berücksichtigen (vglo Moesle/Rabeling aaO Anm„ 2 zu
% 690)■

Aber weder @ 5 der DO der Klägerin noch die oben erwähnten

Gesichtspunkte bedeuten, solange der Bundesgesetzgeber von

seiner Befugnis9 das Dienstrecht der bundesunmittelbaren

Versicherungsträger zu regeln„ noch keinen Gebrauch macht
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— das ist bisher nicht der Fall —, eine völlige Gleich—

schaltung des Dienstrechts der DO—Angestellten mit dem

Beamtenrecht° Das gilt inbesondere auch hinsichtlich

einer Beachtung beamtenrechtlicher Dienstpostenbewor—

tungen nach dem BBesG, zumal da in der Verwaltung exakte

Anforderungsmaßstäbe an die einzelnen Dienstposten ein—

schließlich festgelegter Leistungsstandards noch nicht

vorhanden sind (vgl° Rubel/Kehl, DVBl 1973, 869, 878)„

Frühere Regelungen, z„B° Angleichungsvorschriften aus

der Zeit vor 1945, durch die eine Angleichung des DO—

Rcehts an das Recht der Reichsbeamten erreicht war,

können wegen ihrer überholten geschichtlichen Entdick—

lung heute keine verbindliche Wirkung mehr haben (vglc

BSG 31, 247, 252 mit weiteren Nachweisen; BVerfG 4,

115, 124 ff.,)°

Dabei ist nicht zu verkennen, daß die "entsprechende"

Anwendung des Beamtenrechts ohnehin nur eine sinngemäße,

den Eigentümlichkeiten des DO—VerhältnisseS angepaßte

Übertragung beamtenrechtlieher Vorschriften zuläßto Das

Genehmigungsrecht darf nicht eine zwangsweise Gleich—

.schaltung des Dienstrechts der Berufsgenossenschaften

mit dem staatlichen oder kommunalen Beamtenrecht zur

Folgehaben° Die Eigehinteressen-der Selbstverwaltungsé

träger und ihre besonderen Gegebenheiten würden dabei

keine Berücksichtigung finden (vglo BSG 2, 53, 60; 31,

247, 250)°

Bei der Prüfung der Frage, ob die Anstellungsbedingungen

und Rechtsverhä tnisse des Geschäftsführers einer Berufs—

genossensehait angemessen geregelt sind, müssen uoao '

berücksichtigt werden: Aufgabenbereich, Größe und Bedeu—

tung der Körperschaft, insbesondere Mitgliederzahl, Zu—

gang und Bestand von Leistungsfällen, Haushaltsvolumen7

gesetzliche oder dienstrechtlich übertragene weitere

Aufgaben, Einstufung von Geschäftsführern anderer Sozial«
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versicherungsträger (vgl° Entwurf des Bundesrats zu Art°

VII a 2° BesVHG; Kater‚ Soziale Sicherheit 19737 201, 205)°

Dennoch verbleibt die inhaltliche Bestimmung? die angemessene

Regelung der allgemeinen Anstellungsbedingungen und Rechts—

verhältnisse der DO—Angestellten vorrangig den Berufsgenossen—

schaften° Damit ist kraft Gesetzes den Organen der Selbst—

verwaltung ein Spielraum eingeräumt (vgl„ BSG 23, 206, 208 f;

31‚ 247, 252 f, 257)°

Das LSG hat die EntscheidUng der Beklagten unter einem recht—

lich unsutreffenden Gesichtspunkt geprüft; nämlich nur da—

hin„ob die Höherstufung des Geschäftsführers der Klägerin

gegen Gesetz und Satzung (5 30 Abs„
i RVG) verstößt° Unter

Ablehnung eines Mitwirkungsrechts dcr—Beklagten hat es des—

—halb keine Prüfung und Würdigung angestellt7 ob die neue
Regelung der Besoldung des GeschäftSführers der Klägerin

uhangemessen und deshalb die Genehmigung zur Änderung der

DO zu versagen ist° Bei erneuter Entscheidung wird das Be—

rufungsgericht davon auszugehen haben, daß die Höherstufung

des Geschäftsführers der Klägerin der Genehmigung nach 5 700

Abs° 4 RVG bedarfo Dabei sind bei der Frage? ob die Höherü

stufung eine angemessene Regelung im Sinne der 59 6909 695

RVO darstellt, die vorstehend aufgezeigten Kriterien zu be—‚

achten„

Zutreffend geht das LSG von einer abgestuften Besoldung
aus

und hat bei seiner Entscheidung als ein Kriterium für die

Einstufung die Größe_dCr Berufsgenossenschaft berücksichtigt„

Die Abweichung um nur eine Besolduhgsgruppe braucht nicht

immer eine unangemessene Regelung darzustellen, kann es aber

sein, wenn nicht sachbezogene Kriterien sie rechtfertigen°

Die Besoldungsgruppe B 2 ist nicht mit der Besoldungsgruppe

A 16 des BBesG gleichzusetzen, sondern eine eigenständige

Beförderungsstufe innerhalb der Beamtenbesoldung des Bundes°

Allgemeine Erwägungen‚ etwa der Hinweis auf die Stellen—
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anhebungen innerhalb bestimmter Besoldungsgruppen

(Hinisterialräte und Lehrer), reichen zur Rechtfertigung

der geänderten Besoldung des Geschäftsführers der Kläge—

ring nicht aus° Das gilt um so mehr, als diese Beamten

vom Tätigkeits— und Aufgabenbereich praktisch kaum mit

den Geschäftsführern von Berufsgenossenschaften ver7‘p

gleichbar und für die Einstufung des Geschäftsführers

der Klägerin weniger bedeutsam sind° Naheliegender und

sachbezogener ist ein Vergleich mit den leitenden Beam»

ten (Geschäftsführern) der Rentenversicherungsanstalten°

Ein Größenvergleich nur zwischen der größten und klein—

sten Berufsgenossenschaft ist nicht ausreichend„ Da die

Klägerin die bei weitem kleinste Berufsgenossenschaft

ist, hätte es zunächst einer eingehenden Prüfung be—

durft, ob sachliche Gesichtspunkte dafür vorliegen? um

den Ges häftsführer der Klägerin höher einzustufen als

die Geschäftsführer der nächstgrößeren Berufsgen ssen—

en° Größe und Bedeutung der Berufsgen0ssenschaft

bilden auch nicht die alleinigen Kriterien für eine

sachgerccht abgestufte Besoldung der Geschäftsführer„

Organisatorische und fachliche Probleme sowie die

Aufgaben— und Kompetenzbereiche der Geschäftsführer

(Z„B„ zusätzliche Leitung und Verwaltung einer berufs—

genoss.nschaftlichen Krankenanstalt7 eines größeren

Ambulatoriums, eines Forschungsinstituts, eines Reha—

bilitationszentrums oder berufsgenossenschaftlicher

b

unterschiedlich sein und neben der Größe zu berücksiché

etig nde Kriterien für die Einstufung der Besoldung ihrer

[.ischäftsführer bildeng„wenngleich diese im Kernbereich

')

c

identische Aufcaben zu eriüllen habeno

Hierzu hat die Beklagte schon im Berufungsverfahren

eingehende Ausführungen gemacht° Mit ihnen hat sich

das LSG im einzelnen nicht auseinandergesetzt° Die fest—

gestellten Tatsachen reichen nicht aus, um im vorliegen«
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den Fall eine endgültige Entscheidung darüber zu treffen‚ ob

die Beklagte die Genehmigung zur Anhebung der Stelle des

Geschäftsführers der Klägerin zu Recht oder zu Unrecht ver—

sagt hat° Nach 5 103 SGG hat das Gericht auch insoweit den
Sachverhalt

von Amts Wegen zu erforschen und ist nicht an

das Vorbringen und Beweisanträge der Beteiligten gebunden°

Da der Senat die hiernach erforderlichen Feststellungen

‚nicht selbst treffen kann, ist das angefochtene Urteil auf—
:uheben und der Rechtsstreit nach % 170 Abs° 2 SGG zur er—

neuten Verhandlung und Entscheidung
an das Berufungsgericht

zurückzuverweisen°

Die Kostenentschcidung bleibt dem LSG vorbehalten°
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